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Synopsis

The article is focussed on the selection of environmental policies inducing agriculturists to 
change farming practices towards a stronger environment orientation. The concept of "farm-spe­
cific resource protection programme", combining farm-specific standards/objectives with com­
pensation payments, or offering farm-specific management agreements, is discussed in more 
detail. It is suggested that such a programme could be introduced mainly in the field of biotic re­
source protection. For abiotic resource protection, more general measures of environmental po­
licy, such as the extension of water protection areas and the introduction of a nitrate tax, would 
seem more appropriate.
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1. Einleitung

Für einen auf Silomaisanbau und Bullenmast spezialisierten Betrieb wurden von PFADEN- 
HAUER & al. (1991) die Ressourcenbelastungen sowie von HEISSENHUBER & HOFMANN (1991) 
die produktionstechnischen und betriebswirtschaftlichen Konsequenzen einer umweltschonen- 
deren Bewirtschaftung untersucht. Der vorliegende Beitrag ergänzt diese Analysen um die agrar­
umweltpolitische Komponente. Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Frage, wie die Agrarum­
weltpolitik ausgestaltet werden müßte, um den genannten Betrieb zu bewegen, seine Bewirt­
schaftungsweise auf die ökologischen Erfordernisse auszurichten. Dabei stellen sich jedoch 
grundsätzlichere Fragen als lediglich die einer effektiven Einflußnahme auf diesen einen Betrieb.

2. Betriebsspezifisches Ressourcenschutzproaramm?

Aus den Beiträgen von PFADENHAUER & al. (1991) sowie HEISSENHUBER & HOFMANN (1991) 
wird deutlich, daß an den untersuchten Betrieb aufgrund seiner spezifischen Situation auch spe­
zifische ökologische Anforderungen zu stellen sind und seine potentiellen Einkommensverluste 
ebenfalls betriebsspezifisch hoch sind bzw. wären. Für andere  Betriebe ergäben sich andere  
ökologische Anforderungen sowie Einkommensverluste.
Hieraus ergibt sich die Überlegung, die Agrarumweltpolitik solle in ihren Maßnahmen so weit wie 
möglich betriebsspezifisch differenzierend vorgehen, um die speziellen Probleme der einzelnen 
Betriebe möglichst wirksam zu lösen. Konsequent weitergedacht, ergibt sich die - in der agrarum- 
weltpoltischen Diskussion auch bisweilen vorgetragene - Forderung, ein bet r iebsspez i f i sches  
Programm einzuführen, das im folgenden als "betriebsspezifisches Ressourcenschutzpro­
gramm" bezeichnet werden soll. In seinem Rahmen würden

a) auf der Basis ökologisch fundierter Grenzwerte betriebsspezifische Vorgaben für die Bewirt­
schaftung definiert und

b) zur Realisierung dieser Vorgaben Auflagen mit Ausgleichszahlungen, und/oder Bewirtschaf­
tungsvereinbarungen eingeführt.
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Ein solches System würde nichts anderes darstellen als eine Ausweitung und Differenzierung des 
Weges, der bereits mit der Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes für Wasserschutzgebiete 
beschritten wurde (AGRA-EUROPE 1986) und durch die Novellierung des Bundesnaturschutzge­
setzes allgemeiner etabliert werden soll (AGRA-EUROPE 1989).
Mögliche Vor- und Nachteile dieses Konzeptes sind in Abb. 1 aufgeführt.

Vorteile Nachteile

1. Effektivität 1. Verwaltungsaufwand
2. Zielgerichtetheit 2. Verstoß gegen das Verursacherprinzip
3.
4.

Verteilungsgerechtigkeit
Wettbewerbsneutralität

3. Fehlallokation der Ressourcen

Abb. 1: Zur Bewertung eines "betriebsspezifischen Ressourcenschutzprogramms"
Quelle: eigene Darstellung

Sie sollen im folgenden kurz diskutiert werden.
Als Vorteile lassen sich anführen:

1) Das System würde sich insofern durch eine relativ hohe Effekt iv i tä t  auszeichnen, als die 
Landwirte wegen der Einkommensneutralität der Maßnahmen (auch Bewirtschaftungsverein­
barungen sind einkommensneutral, da sie eine Prämierung freiwilliger umweltschonender Be­
wirtschaftungsweisen darstellen) eher zu den angestrebten - zum Teil sehr erheblichen - Ver­
haltensänderungen veranlaßt werden könnten (relativ hohe Akzeptanz).

2) Das Programm wäre durch die betriebsspezifische Differenzierung der ökologischen Anforde­
rungen ein besonders z ie lger i chtetes  Instrument der Agrarumweltpolitik.

3) Durch die Einkommensneutralität des Programms würde verhindert, daß sich infolge der ver­
schärften Umweltauflagen die i n te rsek to ra le  E inkommensverte i lung  in der Bundesrepu­
blik drastisch zu Lasten der Landwirtschaft verschärfen würde. Im Gegensatz zu den Produ­
zenten vieler anderer Branchen haben die Landwirte bei den meisten Produkten nicht die Mög­
lichkeit, umweltschutzbedingte Kosten bzw. Mindererträge auf die Preise zu überwälzen 
(BONUS 1986). Zu berücksichtigen ist auch, daß der Staat in der Vergangenheit eine gewisse 
Verantwortung für die Entwicklung der landwirtschaftlichen Einkommen übernommen hat, von 
der er sich nicht von heute auf morgen lösen kann.

4) Ein solches einzelbetriebliches Ressourcenschutzprogramm würde sich auch durch Wettbe­
werbsneu t ra l i tä t , gerade gegenüber der Landwirtschaft der EG-Partnerländer, auszeichnen 
(Vermeidung aus fehlender Harmonisierung der Agrarumweltgesetzgebung resultierender, 
z. T. gravierender Wettbewerbsverzerrungen).

Als Nachteile eines solchen Systems wären jedoch zu nennen:

1) Der Aufwand  für die betriebsspezifische Spezifikation und Kontrolle der Vorgaben wäre nahe­
zu prohibitiv hoch. Die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe der Bundesrepublik beläuft 
sich auf rd. 650.000 (BMELF 1990). Gerade im Agrarbereich sollten die Maßnahmen der Um­
weltpolitik so weit wie möglich als al lgemeine  Instrumente ausgestaltet sein.

2) Die Zahlung von Entschädigungen/Prämien läuft, zumindest teilweise, auf eine Ersetzung  
des Veru rsacherp r inz ips , des Grundprinzips der Umweltpolitik, durch  das Gemein las t ­
pr inz ip  hinaus. Der generelle Verzicht auf die Anwendung des Verursacherprinzips in einem 
Wirtschaftszweig könnte zu einer Schwächung der "Umweltmoral" der Gesellschaft führen: 
Ausgleichszahlungen könnten als eine Prämierung des Verzichtes auf ein Umweltdelikt ange­
sehen werden, und es besteht die Gefahr, daß dann auch andere gesellschaftliche Gruppen 
Ausgleichszahlungen für umweltschonendes Verhalten verlangen. Darüber hinaus entstünde 
gewissermaßen eine Abhängigkeit der Umweltqualität von der jeweiligen Situation des Staats­
haushalts. Schließlich käme es zwangsläufig zu einer Diskriminierung derjenigen Landwirte,

410



die bereits vor  Einführung des Systems ökologischen Anforderungen f re iw i l l i g  stärker Rech­
nung trugen, nun aber keine Ausgleichszahlungen/Prämien erhielten.1

3) Eine Fehla l lokat ion der  Ressourcen  ergibt sich bei Verwendung des Instrumentes "Umwelt­
subventionen" (Auflagen mit Ausgleichszahlung; Bewirtschaftungsvereinbarungen) daraus, 
daß es die Knappheit der Umweltgüter bzw. die Kosten des Umweltschutzes nicht in den Out­
putpreisen reflektiert und sich - im Falle des Instrumentes "Auflagen mit Ausgleichszahlungen" 
- durch eine zu geringe Marktkonformität auszeichnet.

Aus den genannten Gründen wäre die Einführung eines "betriebsspezifischen Ressourcenschutz­
programms" mit erheblichen grundsätzlichen Problemen behaftet. Aber auch in der konkreten
Formulierung und Anwendung eines solchen Programmes ergäben sich verschiedene Probleme:

a) Für die betriebsspezifisch vorzugebenden ökologischen Grenzwerte fehlt zum Teil noch die 
wissenschaftliche Basis. Dabei handelt es sich allerdings um ein allgemeines Problem der 
Umweltpolitik, das sich hier nur besonders deutlich akzentuiert.

b) Zwischen einem betriebsspezifischen Ressourcenschutzprogramm und der al lgemeinen  
Agrarumweltpolitik (z. B. Gülleverordnung, Wasserpfennig, Ackerrandstreifenprogramme) gä­
be es erhebliche Überschneidungen, die beseitigt werden müßten. Die Frage nach der relati­
ven Bedeutung der allgemeinen Umweltpolitik würde sich jedoch permanent stellen.

c) Die Höhe der Ausgleichszahlungen - die ja die Differenz zwischen dem mit  und ohne Ressour­
censchutzprogramm erzielbaren Einkommen zu kompensieren hätten - wäre keine gegebene 
Größe, sondern abhängig von (a) dem gerade bestehenden Restriktionsniveau der allgemei­
nen Agrarumweltpolitik und (b) dem jeweiligen Erzeugerpreisniveau. Im Zeitablauf würden die 
Ausgleichszahlungen damit vermutlich permanent sinken, wodurch die Akzeptanz des gesam­
ten Konzeptes u. U. beeinträchtigt würde.

d) Zu klären wäre die Frage nach der Vereinbarkeit eines solchen Programmes mit dem EG- 
Recht. Bisher sträubt sich die Kommission der EG verständlicherweise gegen umfassende 
agrarumweltpolitische Prämierungsprogramme, da man den Mißbrauch ökologischer Ziele für 
einkommenspolitische Zwecke und die Entstehung von Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
der Gemeinschaft befürchtet.

3. Perspektiven der allgemeinen Aararum weltpolitik

Läßt man den Problemkreis "Verursacher- vs. Gemeinlastprinzip" einmal beiseite, so stellt sich 
für eine Bewertung des Vorschlages "betriebsspezifisches Ressourcenschutzprogramm" vor al­
lem die Frage, ob der Vorteil der größeren Betriebsindividualität (und damit der ökologischen 
Zielgerichtetheit sowie ökonomischen Kompensationsgenauigkeit) den Nachteil des wesentlich 
höheren Verwaltungsaufwandes rechtfertigen würde. Für ihre Beantwortung ist vor allem zu un­
tersuchen, wie leistungsfähig die al lgemeine  Agrarumweltpolitik ist bzw. bei einer Weiterent­
wicklung sein könnte.

1 Beim Instrument "Umweltsubventionen" tritt das unlösbare Dilemma auf, daß die Subventio­
nen entweder an den Umweltzustand anknüpfen; dann entstehen hohe Kosten durch "Mitnah­
meeffekte". Oder sie knüpfen an der Veränderung des Umweltzustandes an; dann werden 
diejenigen benachteiligt, die bereits vorher umweltschonend(er) erzeugten.
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Einen Überblick über die in der Bundesrepublik praktizierten bzw. vorgeschlagenen Maßnahmen 
der allgemeinen Agrarumweltpolitik vermittelt Abb. 22 (vgl. auch SRU 1985). Aus Platzgründen 
kann nicht näher auf die einzelnen Matrixelemente eingegangen werden.
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vereinbarungen
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Abb. 2: Instrumente der allgemeinen Agrarumweltpolitik

2 Bei den in Klammern gesetzten Maßnahmen handelt es um V o r s c h l ä g e  für die Einführung 
eines agrarumweltpolitisches Instrumentes.
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. Eine allgemeine Aussage über die Anwendung des Verursacherprinzips/Gemeinlastprinzips 
läßt sich nicht treffen. Ausgleichszahlungen und Prämien werden vor allem dann gezahlt, 
wenn der Landwirt von einer (allerdings nicht genau definierten) Referenz-Bewirtschaftungs­
weise zum Positiven hin abweicht bzw. abzuweichen gezwungen wird. Je mehr eine Bewirt­
schaftungseinschränkung als Quelle eines posi t i ven  externen Effektes gewertet werden kann 
(statt als Verzicht auf einen negativen externen Effekt), desto eher erscheinen Ausgleichszah­
lungen und Prämien akzeptabel.

- Das Instrument "Abgabe" wird in der Agrarumweltpolitik bisher nicht verwendet, obwohl es 
nach den Erkenntnissen der Umweltökonomie erhebliche Vorteile aufweist (KNÜPPEL 1989). 
In der Wissenschaft besteht ein weitgehender Konsens, daß auch in der Agrarumweltpolitik 
Abgabensysteme eingeführt werden sollten, insbesondere Betriebsmittelabgaben (Haupt­
stichwort: "Stickstoffsteuer") (WEINSCHENCK & GEBHARD 1985) und Gülleabgaben (FINCK 
1986). Dabei werden direkte Einkommensübertragungen zur Minderung der Verteilungseffek­
te nicht ausgeschlossen.

Für die Weiterentwicklung der allgemeinen Agrarumweltpolitik ergeben sich nach weitgehend
übereinstimmender Auffassung die folgenden Perspektiven:

1) Im Bereich Wasserschutz  sollte in Zukunft die Ausweisung bzw. Ausdehnung von Wasser­
schutzgebieten - die sich auf das jeweilige Wassereinzugsgebiet erstrecken müßten - eine zu­
nehmende Bedeutung erlangen. Darüber hinaus wäre die Einführung von - möglicherweise be­
trieblich und regional differenzierten - Betriebsmittelabgaben sowie Gülleabgaben zu erwä­
gen, wobei im Fall einer Stickstoffabgabe (a) Freimengen vorzusehen und (b) zumindest für 
eine Übergangszeit direkte Einkommensübertragungen einzuführen wären. In dem Maße, in 
dem die genannten Instrumente greifen, besteht im Bereich "Wasserschutz" vermutlich kaum 
eine Notwendigkeit für zusätzliche betriebsspezifische Maßnahmen.
Der von PFADENHAUER & al. (1991) sowie HEISSENHUBER & HOFMANN (1991) untersuchte 
Betrieb müßte z. B. bei Einbeziehung in ein Wasserschutzgebiet seinen Viehbesatz deutlich 
reduzieren und die Bewirtschaftungsweise insoweit ändern, um den Vorgaben der im Wasser­
haushaltsgesetz geforderten "ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung" zu entsprechen. Ein 
Teil der von HEISSENHUBER & HOFMANN diskutierten Verbesserungsvorschläge müßte und 
könnte ohne Ausgleichszahlungen realisiert werden. Darüber hinausgehende Forderungen 
aus der Sicht des Wasserschutzes, wie z. B. die Reduzierung des Pflanzenschutzmitteleinsat­
zes, hätten nach der gegenwärtigen Rechtssituation Ausgleichszahlungen zur Folge.

2) Im Bereich Bodenschutz  wird es primär um weitere generelle Verbote, z. B. des Eintrags be­
stimmter Schadstoffe bzw. schadstoffhaltiger Produkte, oder um die Einhaltung von tolerier­
baren Abtragsmengen gehen, wobei Ausgleichszahlungen allerdings keine größere Rolle spie­
len dürften. Auch hier besteht vermutlich kaum eine Notwendigkeit für betriebsspezifische 
Vorgaben.

3) Im Bereich Arten - und B io topschu tz  sollten die Ausweisung weiterer Schutzgebiete, der ver­
stärkte Einsatz der Flurbereinigung und die Schaffung eines Biotop-Verbundsystems im Mit­
telpunkt stehen.

Es seien jedoch drei Aspekte hervorgehoben:

4. Betriebsspezifisches Arten- und Biotopschutzproqramm

Im Bereich des Arten- und Biotopschutzes könnte jedoch - zusätzlich zu den genannten Maßnah­
men - die Def in i t i on von be t r iebsspez i f i schen  landesp f leger i schen  Leistungen  in Verbin­
dung mit gewissen Prämien  (im Rahmen von Bewirtschaftungsvereinbarungen) oder Aus­
gle ichszahlungen  (im Rahmen von Auflagen) durchaus sinnvoll sein. Derartige Zahlungen sind 
dann gerechtfertigt, wenn der Betrieb über das hinaus, was die Gesellschaft von ihm ohnehin 
("umsonst") erwarten kann - und auf der Basis entsprechender Gesetze auch erwartet -, einen ein­
deutig positiven externen Effekt erbringt.
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Durch ein solches "betriebsspezifisches Arten- und Biotopschutzprogramm" könnte den betriebs­
spezifisch unterschiedlichen landespflegerischen Anforderungen an die Betriebe wesentlich stär­
ker Rechnung getragen werden, als dies bisher geschieht. Allerdings müßten diese Anforderun­
gen zunächst genauer definiert werden, etwa im Rahmen von kleinräumigen Landschaftskonzep­
ten (AHRENS 1987). Einen Ansatz in dieser Richtung stellt das sog. "Ökopunkte-System" dar 
(KNAUER 1989).
In dem von PFADENHAUER & al. (1991) sowie HEISSENHUBER & HOFMANN (1991) untersuchten 
Betrieb wurden im Ist-Zustand relativ wenig mit "Ökopunkten" versehbare landespflegerische 
Leistungen gefunden. Vornehmlich eine Bewirtschaftung, die weitgehend der Stufe III entspricht, 
enthielte derartige positive externe Effekte.
Ein betriebsspezifisches Arten- und Biotopschutzprogramm wäre eine sinnvolle Weiterentwick­
lung des bestehenden Systems von Bewirtschaftungsvereinbarungen in Richtung größerer Be­
triebsindividualität. Allerdings bedürften die oben genannten Probleme - Prämierung von Zu­
ständen oder Veränderungen; Verhinderung des Mißbrauchs für einkommenspolitische Zwecke 
und Entstehung von Wettbewerbsverzerrungen gegenüber den Landwirten anderer Länder oder 
Regionen: Minimierung des Verwaltungsaufwands - noch einerweiteren Klärung.

5. Ausblick

Insgesamt erscheint es deshalb erforderlich, sowohl die allgemeine Agrarumweltpolitik in der 
oben skizzierten Weise weiterzuentwickeln, als auch, im Bereich des biotischen Ressourcen­
schutzes, eine betriebsspezifische Komponente hinzuzufügen. Der untersuchte Betrieb würde 
durch beide Elemente positiv beeinflußt.
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